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Präambel


Auf der Grundlage von Artikel 3 Abs.3 Satz 2 des Grundgesetzes 


„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden“





und dem § 83 Sozialgesetzbuch IX  „Integration“





sowie der besonderen inhaltlichen Verpflichtung des Sozialwerk St. Georg e.V. gegenüber schwerbehinderten Menschen, die sich aus den Aufgaben des Vereins als Einrichtung der Behindertenhilfe ergeben, wird diese Integrationsvereinbarung für das Sozialwerk St. Georg e.V. erstellt.





Die Vereinbarung dient der Verbesserung der Integration und der Erleichterung der Einstellungsvoraussetzungen von schwerbehinderten Menschen und Gleichgestellten nach      § 2 und § 72  SGB IX





Die bisherige Rahmenvereinbarung vom 02. Januar 1995 zur Einstellung von Menschen mit schweren Behinderungen wird durch diese Vereinbarung ersetzt.





Es soll bei allen das Bewusstsein dafür geschaffen werden, wie wichtig es ist, das Selbstbewusstsein und das Selbstwertgefühl von schwerbehinderten Menschen durch Integration in ein normales Arbeitsleben zu stärken.





2	Geltungsbereich





Diese Vereinbarung ist verbindlich für das Gesamtunternehmen Sozialwerk St. Georg e.V.


und die Tochtergesellschaften :


     


Region Ruhrgebiet


Region Westfalen-Nord


Region Westfalen-Süd


Fachbereich Autismus


*Sozialwerk St. Georg Werkstätten gGmbH 


*Sozialwerk St. Georg Bauen & Wohnen GmbH


*Alpha gGmbH


*AUTEA gGmbH





* Hier ist eine einseitige Willenserklärung zur Übernahme der Vereinbarung notwendig














3 Beteiligte bei der Erstellung 


Gesamtschwerbehindertenvertretung


des Dienstgebers Emscherstrasse


Gesamtmitarbeitervertretung


3.4)	Das Integrationsamt sowie die Örtliche Fürsorgestelle Gelsenkirchen in beratender Funktion.





4. Die betrieblichen Rahmenbedingungen 


Beim Sozialwerk St. Georg e.V. und seinen Tochtergesellschaften sind derzeit beschäftigt 


ca. Mitarbeiter/innen 			


davon Vollzeitbeschäftigte 


davon Teilzeitbeschäftigte über 18 Stunden


davon Frauen    					


davon Lehrlinge			


    Anzahl der beschäftigten schwerbehinderten Menschen	


Gleichgestellte       				


die nach § 72 Sozialgesetzbuch  IX 


„Besondere Gruppen von schwerbehinderten Menschen“  





5. Handlungsbedarf/Zielfelder:


Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Belange der schwerbehinderten Menschen und gleichgestellten behinderten Menschen in dem Unternehmen noch nicht ausreichend wahrgenommen werden, insbesondere besteht Handlungsbedarf bei folgenden Punkten :


5.1


         Arbeits- und Ausbildungsplätze für Jugendliche:


Jugendliche mit schweren Behinderungen sollen durch das Angebot einer Ausbildung in ein Beschäftigungsverhältnis kommen, dies gilt insbesondere in den Verwaltungsbereichen aller Regionen und den Tochtergesellschaften. 


5.2


         Neueinstellungen:


Besonders die in § 72 SGB IX genannten schwerbehinderten Menschen sollen bei gleicher


Eignung bevorzugt eingestellt werden, beispielsweise Rollstuhlfahrer.


5.3


        Möglichkeiten einer Beschäftigung von nicht qualifizierten schwerbehinderten


     Menschen:


Überprüfung aller Betriebseinrichtungen, um ausgelagerte Arbeitsplätze zurück zu holen, mit der verbindlichen Zielsetzung, nicht- oder geringqualifizierte Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen einzurichten. 














5.4


         Qualifizierung von schwerbehinderten Menschen:


Schwerbehinderten Menschen ist zur Erhaltung des Arbeitsplatzes im zumutbaren Rahmen eine betriebliche Qualifizierung vorrangig zu gewähren. 


5.5


         Behindertengerechte Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen:


         Ganz besonders sollen schwerbehinderte Frauen in ein behindertengerechtes Arbeitsverhältnis


        gebracht werden.


5.6


         Pflichtquote:


Verbesserungen bei der Erfüllung der Pflichtquote in den verschiedenen Unternehmensbereichen 


insbesonderen in der Region Westfalen-Sued.


5.7   


Innerbetriebliche Gesundheitsvorsorge:


          Die Bildung eines Arbeitskreises Gesundheit unter Einbeziehung des Arbeitskreises Sucht.


Dieser Arbeitskreis übernimmt u.a. die Prävention gemäß § 84 SGB IX


5.8


         Betreuung durch den arbeitsmedizinischen Dienst:


 Das Umsetzen einer ortsnahen und gesicherten Versorgung durch den betriebsärztlichen Dienst 





5.9


         Arbeitszeit:


          Die Gewährleistung des Anspruchs auf :


              Teilzeitarbeit 


              Anpassung  der Arbeitszeit





6. Zielvereinbarung und deren Umsetzung 


6.1


Ausbildungsfähigen schwerbehinderten Jugendlichen soll beim Sozialwerk St. Georg e.V.  eine Grundlage für das weitere Arbeitsleben gegeben werden. Diese Ausbildungsplätze werden ausdrücklich für schwerbehinderte Jugendliche ausgeschrieben und sind zwingend dem Integrationsfachdienst des Arbeitsamtes zu melden.


Die Geschäftsführer der Regionen , der Tochtergesellschaften und der Verwaltungsleiter     verpflichten sich, jährlich die Ausbildung von mindestens je einem, das heißt insgesamt 5 schwerbehinderten Jugendlichen in ihren Bereichen vorzunehmen. 


Vor dem Ende der Ausbildung wird überprüft, ob dem Ausgebildeten eine Festanstellung an einem Arbeitsplatz im Sozialwerk St. Georg e.V. bzw. den Tochtergesellschaften angeboten werden kann. 


6.2


Bei Neueinstellungen von schwerbehinderten Menschen und gleichgestellten behinderten Menschen ist die Einarbeitung zu erleichtern und begleitend zu unterstützen. 








Dazu ist eine Einarbeitungszeit von mindestens zwei Wochen erforderlich, es sei denn, die Arbeit ist so einfach strukturiert, das eine Einarbeitung nicht erforderlich ist.


Es soll besonders dem in § 72 SGB IX genannten Personenkreis ein Arbeitsplatz über den Integrationsfachdienst des Arbeitsamtes angeboten werden.


Die Einbindung des Integrationsfachdienstes des Arbeitsamtes für den in § 72 SGB IX genannten Personenkreis sowie bei Bedarf die Einbindung des Psychosozialen Fachdienstes‘ der Örtlichen Fürsorgestelle wird für alle neu zu besetzenden Arbeitsplätze festgeschrieben. 


6.3


Bei der Planung und Vergabe von Dienstleistungen in allen Regionen an Fremdfirmen, ist ein Umdenken notwendig. Diese Leistungen müssen wieder mit eigenen Mitarbeitern erbracht werden.





Zukünftig muss versucht werden, in den regionalen Unternehmensbereichen behindertengerechte Arbeitsplätze zu schaffen, die z.B. aus Mitteln dieser Rückführung der ausgelagerten Arbeitsplätze finanziert werden, unter Inanspruchnahme aller zur Verfügung stehenden Fördermittel.





Die örtliche Schwerbehindertenvertretung , die örtliche MAV und der Arbeitskreis Gesundheit 


überprüfen die Möglichkeit ausgelagerte Tätigkeiten zurück zu führen und unterbreiten den 


regionalen Geschäftsführungen entsprechende Vorschläge.


6.4


Eine fachliche Qualifizierung oder eine Umschulung muss, wie in SGB IX § 81 Absatz 4 Unterabsatz 2 vorgegeben, als vorrangige Maßnahme im Falle der Gefährdung des Arbeitsplatzes zur Sicherung angeboten werden.





(SGB IX § 81: „Bevorzugte Berücksichtigung bei innerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung zur Förderung ihres beruflichen Fortkommens“. 


„Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an außerbetrieblichen Maßnahmen der 


beruflichen Bildung“.(


6.5


Für qualifizierte und nichtqualifizierte schwerbehinderte Frauen soll versucht werden im hauswirtschaftlichen Bereich oder in der Verwaltung neue Voll- oder Teilzeitarbeitsplätze zu schaffen.


Es ist besonders an die Einrichtungen gedacht, in denen die hauswirtschaftlichen Kräfte 


abgeschafft wurden. Auch in den jeweiligen Verwaltungen sollte es möglich sein, Arbeitsplätze für schwerbehinderte Frauen zu schaffen. 


Es ist angedacht, zumindest eine entsprechende Stelle pro Unternehmensbereich neu auszuschreiben und zu besetzen.


Die örtliche Schwerbehindertenvertretung , die örtliche MAV und der Arbeitskreis Gesundheit 


benennen den regionalen Geschäftsführungen diese Arbeitsplätze und alle Fördermöglichkeiten.














6.6


In den Unternehmensbereichen und Tochtergesellschaften, in denen die Beschäftigungspflicht für 


schwerbehinderte Menschen nicht erfüllt ist, sind bei gleicher Eignung, bei gleichen Fähigkeiten und gleichen Voraussetzungen schwerbehinderte Menschen vorrangig einzustellen, soweit die Behinderung nicht dagegen spricht.


Erfüllt das Sozialwerk St.Georg e.V., die Verwaltung oder eine seiner Tochtergesellschaften die Beschäftigungspflicht nicht und ist die Schwerbehindertenvertretung und /oder die Mitarbeitervertretung mit der beabsichtigten Entscheidung zur Einstellung nicht einverstanden, ist diese unter Darlegung der Gründe mit ihnen zu erörtern. Dabei wird der betroffene schwerbehinderte Mensch angehört. Alle Beteiligten sind über die getroffene Entscheidung unter Darlegung der Gründe von dem dafür Zuständigen unverzüglich zu unterrichten. Bei Bewerbungen von schwerbehinderten  Menschen ist die Schwerbehindertenvertretung nicht zu beteiligen, wenn der Bewerber die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung ausdrücklich ablehnt, SGB IX § 81.


6.7


Mit Inkrafttreten dieser Vereinbarung wird ein Arbeitskreis Gesundheit unter Einbeziehung  des Arbeitskreises Sucht gebildet .


Die Mitglieder dieses Arbeitskreises werden von der Gesamtschwerbehindertenvertretung der Gesamt MAV  den Geschäftsführungen sowie von dem Arbeitskreis Sucht benannt.                     Teilnehmer: maximal 13 Personen. 





Dieser Arbeitskreis hat die Aufgabe, wie es im § 84 SGB IX „Prävention“ vorgegeben ist,


darauf zu achten, dass die Gesundheitsvorsorge gewährleistet wird. Bei drohender Gefahr für den Arbeitsplatz eines schwerbehinderten Menschen durch z.B. Minderleistung, ist möglichst frühzeitig die Schwerbehindertenvertretung zwecks erforderlicher Maßnahmegespräche einzuschalten und zwar mit dem Ziel, eine Veränderung zu Gunsten des Betroffenen zu erreichen. Der Begriff frühzeitig bedeutet: bei Erkennbarkeit einer Minderleistung, vor Ergreifung entsprechender Maßnahmen. 


Bestehende Arbeitsplätze für schwerbehinderte Menschen sollen zukünftig durch diesen Arbeitskreis präventiv gesichert werden.


6.8


Da der “Arbeitsmedizinische Dienst“ in einzelnen Unternehmensbereichen vom Arbeitsplatz zu weit entfernt ist, der Vertragsarzt schwer erreichbar ist, kaum Besuche des Vertragsarztes am Arbeitsplatz vorgenommen werden, muss eine angemessene Regelung gefunden  werden, um eine bessere regionale Versorgung zu gewährleisten. Durch eine sinnvolle Umverteilung der Regionen in vertretbare Entfernungen, wird eine Verbesserung der Versorgung für alle Mitarbeiter erreicht. 


Mindestens einmal im Jahr finden Begehungen von Betriebsarzt, Fa Si, Schwerbehindertenver-  tretung und MAV statt, hierbei sind alle Arbeitsplätze von schwerbehinderten Menschen auf behindertengerechte Tauglichkeit zu überprüfen. Die Ergebnisse sind dem Arbeitskreis Gesundheit vorzulegen.


Zu diesen Ergebnissen erarbeitet der Arbeitskreis Lösungsvorschläge, die den Geschäftsführungen vorgelegt werden.





Bei der Neueinrichtung eines Arbeitsplatzes, ist die stärkere Einbindung des Arbeitskreises Gesundheit bei der Arbeitsplatzgestaltung zu sichern, damit auf die Bedürfnisse für schwerbehinderte Menschen besser eingegangen werden kann.


6.9


Auf das Begehren des schwerbehinderten Menschen bei der Arbeitszeit- und Teilzeitregelung ist vorrangig einzugehen, dies gilt insbesondere für schwerbehinderte Frauen. Hierzu kann das Teilzeit- und Befristungsgesetz oder § 81 Abs. 4 und 5 SGB IX in Anspruch genommen werden.





Bei der Anpassung der Arbeitszeit ist im zumutbarem Rahmen auf die Erkrankung des schwerbehinderten Menschen einzugehen.


Sofern die Umwandlung einer Vollzeitstelle eines schwerbehinderten Menschen in eine Teilzeitstelle aus behinderungsbedingten Gründen erforderlich ist, muss der nachzubesetzende Restarbeitsplatz mit einem schwerbehinderten Menschen wieder besetzt werden, sofern Bewerbungen von geeigneten schwerbehinderten Menschen vorliegen.


Schwerbehinderte Menschen sind auf ihr Verlangen von Mehrarbeit ohne Angabe von Gründen freizustellen, § 124 SGB IX





Besonderes :


Die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung und der MAV wird bei allen Entscheidungen gemäß § 81 SGB IX, in allen Unternehmensbereichen und Tochtergesellschaften von den Geschäftsführern und dem Verwaltungsleiter gesichert.





Die Geschäftsführer und der Verwaltungsleiter werden zukünftig gemäß § 83 Absatz 3  SGB IX bei der Versammlung der schwerbehinderten Menschen einen Bericht zu dieser Integrationsvereinbarung  abgeben und über Fortschritte, die mit dieser Vereinbarung erreicht worden sind, berichten.





Der Vorstand, die Geschäftsführungen, der Verwaltungsleiter, die Fachleitungen sowie die MAV sind verpflichtet, diese Integrationsvereinbarung solidarisch zu fördern und umzusetzen.





7.  Zuständigkeit, Kontrolle und Einhaltung dieser Vereinbarung





Für die Einhaltung der Integrationsvereinbarung und bei Meinungsverschiedenheiten zu einzelnen Vorgaben, ist der Vorstand des Unternehmens Sozialwerk St. Georg e.V., sowie die Geschäftsführer der Tochtergesellschaften oder der Verwaltungsleiter und die Gesamtschwerbehindertenvertretung sowie die Gesamtmitarbeitervertretung zuständig, um eine für alle Parteien tragbare Lösung zu finden.


 


Bei einer Unterschreitung der derzeitigen Zahl der Pflichtquote =  XXX % sind sich die Vertragsparteien einig, diese Vereinbarung zwingend zu überarbeiten und zwar mit dem Ziel, die Quote wieder entsprechend zu erhöhen.





Es wird regelmäßig alle 6 Monate auf der Grundlage von Daten des Ressorts Recht und Personal überprüft, ob eine Veränderung bei der Quote eingetreten ist. 


Diese Daten sind an die Gesamtschwerbehindertenvertretung, die Gesamtmitarbeitervertretung und den Arbeitskreis Gesundheit zu melden.


Alle Beteiligten des Unternehmens Sozialwerk St. Georg e.V., die an dieser Integrationsvereinbarung mitgearbeitet haben, treffen sich durch eine Einladung des Beauftragten des Dienstgebers der Emscherstrasse oder in Vertretung des / der Vorsitzenden der Gesamtschwerbehindertenvertretung, in regelmäßigen Abständen von 6 Monaten. Es sollen die Bemühungen und Erfolge oder auch Nichterfolge dokumentiert und diskutiert werden, die sich bei der Umsetzung dieser Integrationsvereinbarung ergeben haben





Die Geschäftsführer und der Verwaltungsleiter werden zukünftig gemäß § 83 Absatz 3  SGB IX bei der Versammlung der schwerbehinderten Menschen einen Bericht zu dieser Integrationsvereinbarung  abgeben und über Fortschritte, die mit dieser Vereinbarung erreicht worden sind, berichten.


8.   Laufzeit der Vereinbarung und Übergabe


Diese Integrationsvereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft. 





Sie kann von jeder der Vertragsparteien mit einer Frist von 3 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres, frühestens jedoch zum .................. gekündigt werden. Nach Eingang der Kündigung sind unverzüglich Verhandlungen mit den Ziel einer entsprechenden Veränderung der Integrationsvereinbarung aufzunehmen.





Ort, Datum





               Vorstand                                                             Vorstand





Gesamtschwerbehindertenvertretung                       Gesamtmitarbeitervertretung
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